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5 Executive summary

Die Spending Review zielte darauf ab, die Ein-
nahmen des Bundes zu erhöhen, den Aufwand 
für die Bundesverwaltung zu senken und die 
Strukturen im Forderungsmanagement zu ver-
bessern. Um die Einnahmen zu steigern, sollen 
Prozesse effizienter gestaltet und Kontrollen 
verbessert werden. Zur Reduzierung des Ver-
waltungsaufwands sind gezielte Anpassungen 
und Vereinfachungen vorgesehen: Administ-
rative Abläufe sollen gestrafft und Ressourcen 
optimal eingesetzt werden. Darüber hinaus soll 
das Forderungsmanagement des Bundes durch 
technologische Verbesserungen gestärkt wer-
den. Die Digitalisierung und Automatisierung 
zentraler Prozesse soll dabei helfen, Effizienz 
und Transparenz nachhaltig zu erhöhen.

1.2	 Empfehlungen

›	 Empfehlung 1: Etablierung eines 
Standardberichts über die Forderungen 
des Bundes und deren Veränderungen 
durch das BMF. Dabei werden die im 
Zahlungsüberwachungsverfahren 
des Bundes (ZÜV) enthaltenen Daten 
genutzt. Der Standardbericht wird 
einen vollständigen Überblick über den 
Forderungsbestand der Bundesverwaltung 
bieten, um der Rechenschaftspflicht 
gegenüber dem Parlament sowie der 
Europäischen Union (EU) nachkommen zu 
können.

›	 Empfehlung 2: Voraussetzung für die 
Vollständigkeit dieses Standardberichts ist, 
dass alle von den Ressorts und Behörden 
verwendeten Enterprise-Resource-
Planning-Systeme (ERP-Systeme) alle 
notwendigen Verarbeitungsschlüssel 
des ZÜV übermitteln. Dazu sollen bei 
Bedarf die ERP-Systeme selbst bzw. 
deren Schnittstellenaufrufe zum ZÜV 
entsprechend angepasst werden.

 1.1	 Ausgangslage

Ein effektives Forderungsmanagement dient 
dem ordnungsgemäßen Verwaltungshandeln 
sowie dem Ziel, dass Einnahmen vollständig 
erhoben werden. Es könnte außerdem dazu bei-
tragen, finanzielle Freiräume zu schaffen, beson-
ders wenn es darum geht, Rekordinvestitionen 
und notwendige Konsolidierungsmaßnahmen 
in Einklang zu bringen. Die 13. Spending Review 
zum Thema „Forderungsmanagement II“ hatte 
das Ziel, das Forderungsmanagement des Bun-
des zu verbessern. Sie baute auf den Ergebnissen 
der Spending Review des Zyklus 2018/2019 auf.

Die Arbeitsgruppe dieser Spending Review (AG) 
bestand aus Vertreterinnen und Vertretern 
des Bundesministeriums der Finanzen (BMF), 
des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz (BMJV) sowie des Bundes-
ministeriums für Gesundheit (BMG). Sie erhielt 
den Auftrag, einen Standardbericht zum 
Forderungsmanagement abzustimmen, den 
notwendigen Datenaustausch zu optimieren 
und eine Schnittstellenbeschreibung zu erar-
beiten. Ziel war es, zu gewährleisten, dass die 
Datenübersicht des Forderungsmanagements 
vollständig und aktuell ist. Zudem sollte die AG 
untersuchen, ob und ggf. welche einheitliche 
Identifikationsnummer in den Haushaltsver-
fahren des Bundes (HaVdB) eingesetzt werden 
kann. Perspektivisch sollten durch die Nutzung 
von Identifikationsnummern in den HaVdB 
Aufrechnungen von Forderungen und Verbind-
lichkeiten gegenüber der Bundesverwaltung 
systemseitig unterstützt werden. Beispielsweise 
könnten die steuerlichen Forderungen und 
Verbindlichkeiten des Bundes, die über die 
Bundeskasse erhoben werden, miteinander 
aufgerechnet werden, auch wenn sie in ver-
schiedenen Behörden (Bundeszentralamt für 
Steuern, Zoll) in unterschiedlichen IT-Systemen 
festgesetzt werden.

 1.	 Executive summary 
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›	 Empfehlung 10: Um die 
Durchsetzungsfähigkeit von Forderungen 
insbesondere bei ausländischen 
Kunden zu erhöhen, prüft das BMG die 
Aufnahme einer Regelung zu Voraus- oder 
Vorschusszahlungen.

›	 Empfehlung 11: Um die 
Vollstreckungschancen für 
Auslandsforderungen zu verbessern, 
soll über die Möglichkeiten der 
Grenzvollstreckung durch die 
Hauptzollämter informiert werden.

›	 Empfehlung 12: Um Arbeitsschritte im 
Bereich Kindergeldrückforderungen 
zu optimieren und Doppelarbeiten zu 
vermeiden, soll der Austausch zwischen 
dem BMF, dem Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS), dem 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt), der 
Familienkasse und der Generalzolldirektion 
(GZD) verbessert werden.

›	 Empfehlung 13: BMF und BMAS erörtern 
geeignete Maßnahmen für einen 
Bürokratierückbau im Zusammenhang mit 
der Anrechnung und Erstattung zwischen 
dem Jobcenter und der Familienkasse.

›	 Empfehlung 14: Um die 
Überprüfungsmöglichkeiten zur 
Berücksichtigung der Freibeträge für 
Kinder zu verbessern, soll die Umsetzung 
der erweiterten Schnittstelle zu 
Kindergelddaten zwischen dem BZSt und 
den Finanzämtern beschleunigt werden.

›	 Empfehlung 15: Um die Wirtschaftlichkeit 
der Aufrechnung zu erhöhen, soll ein 
automatisiertes Aufrechnungsverfahren 
zwischen den Familienkassen und den 
Finanzämtern eingeführt werden.

›	 Empfehlung 3: Um die Effizienz 
und Geschwindigkeit der 
Vollstreckungsprozesse zu steigern, sollen 
digitale Vollstreckungsanordnungen und 
-ersuchen konsequent genutzt werden. 

›	 Empfehlung 4: Prüfung der Schaffung 
von Anreizen für die Ressorts, ihr 
Forderungsmanagement selbständig zu 
verbessern, durch das BMF. Dazu könnte 
bspw. den Ressorts ermöglicht werden, 
einen Teil der durch ein verbessertes 
Forderungsmanagement zusätzlich 
erzielten Einnahmen im Haushaltsvollzug 
zur Verstärkung bestimmter Ausgabetitel 
zu nutzen.

›	 Empfehlung 5: Um die Aufrechnung 
von Forderungen und Verbindlichkeiten 
zu erleichtern, soll eine einheitliche 
Identifikations-Nummer (Ident-Nummer) 
eingeführt werden. Gleichzeitig werden 
dadurch die Vollständigkeit und Aktualität 
der Schuldnerstammdaten in den Systemen 
des Bundes verbessert.

›	 Empfehlung 6: Den Ressorts wird 
empfohlen, Lösungen zur Senkung 
der Kosten der Festsetzung und der 
Erhebung ähnlich wie im Steuerbereich zu 
entwickeln.

›	 Empfehlung 7: Um die Wirtschaftlichkeit 
zu erhöhen, soll die Höhe der 
Kleinbetragsgrenze geprüft und ggf. 
angepasst werden.

›	 Empfehlung 8: Um die Ausnutzung der 
Kleinbetragsregelung zu verhindern, 
sollen die Ressorts die im Haushaltsrecht 
enthaltenen Ausnahmeregelungen zu 
Kleinbeträgen konsequent anwenden.

›	 Empfehlung 9: Die Höchstgrenze von 
Mahngebühren soll geprüft und ggf. 
angepasst werden. Angesichts der auch im 
öffentlichen Bereich gestiegenen Kosten ist 
eine Anpassung des Betrags angezeigt.
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Die Bundesregierung steht vor der Herausfor-
derung, im Bundeshaushalt eine Balance zwi-
schen Rekordinvestitionen für die Zukunfts-
fähigkeit des Landes und der notwendigen 
Konsolidierung durch Sparmaßnahmen 
und Reformen zu erreichen. Ein effektives 
Forderungsmanagement, das konsequent auf 
die Einziehung von Forderungen achtet, kann 
dazu beitragen, mehr finanzielle Freiräume 
zu schaffen. 

Zentrale Voraussetzung für ein effektives 
Forderungsmanagement ist eine voll-
ständige und aktuelle Datengrundlage der 
bestehenden Forderungen. Aktuell ist davon 
auszugehen, dass die bewirtschaftenden 
Stellen die bestehenden Forderungen nicht 
vollständig gegenüber der Bundeskasse zur 
Buchung anordnen.

Die 13. Spending Review hatte das Ziel, das 
Forderungsmanagement des Bundes weiter 
zu optimieren. Dazu sollte u. a. der Datenaus-
tausch zu Forderungsbuchungen innerhalb 
der Bundesregierung intensiviert werden. 
Dazu wurden konkrete Empfehlungen sowie 
Maßnahmen entwickelt. Die aktuelle Spen-
ding Review baute auf den Ergebnissen der 
Spending Review des Zyklus 2018/2019 zum 
Forderungsmanagement auf. Die Umsetzung 
der damaligen Empfehlungen und deren 
Wirkungen wurden ausgewertet.

 2.	 Einleitung 
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Arbeitsauftrag für die 13. Spending Review:

Das Forderungsmanagement überwacht die Geldforderungen des Bundes von dem 
Zeitpunkt, in dem sie entstehen, bis zu dem Zeitpunkt, an dem das Geld eingezogen ist. 
Zentrale Voraussetzung für ein erfolgreiches Forderungsmanagement ist, dass Forderungen 
zeitnah beigetrieben werden. Bedingung hierfür ist, dass die Forderung unverzüglich im 
Zahlungsüberwachungsverfahren des Bundes (ZÜV), einem Subverfahren zum Verfahren 
für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes (HKR-Verfahren), erhoben 
werden (u. a. zum Soll gestellt, überwacht und ggf. automatisch angemahnt). Obschon in 
den allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsordnung (VV-BHO) zu § 34 
geregelt ist, dass über eine Forderung mit bestimmter Fälligkeit der zuständigen Bundes-
kasse unverzüglich eine Kassenanordnung zu erteilen ist, besteht aktuell für Bundesmittel 
kein vollständiger Forderungsbestand im ZÜV. Auswertungen der Forderungen im ZÜV 
können dazu beitragen, Schwachstellen zu erkennen und Optimierungen vorzunehmen.

1.	 Die Arbeitsgruppe soll deshalb einen Standardbericht für das Forderungsmanagement 
erarbeiten.

2.	 Zur Vervollständigung des Forderungsbestands im ZÜV soll die Arbeitsgruppe eine 
Schnittstellenbeschreibung erarbeiten, um eine Anbindung der Ressorts zu erreichen, die 
Forderungsbuchungen bisher nicht an das ZÜV übermitteln.

Im Spending Review-Zyklus 2018/2019 wurde das Thema Forderungsmanagement bereits 
vom BMF gemeinsam mit dem BMJV, dem BMVg und dem BMG untersucht. Dabei wurden 
10 Empfehlungen zur Verbesserung des Forderungsmanagements erarbeitet, die dazu 
beitragen sollten,

∙	 die notwendigen rechtlichen Rahmenbedingungen konsequent zu beachten, die für den 
Umgang mit öffentlichen Forderungen gelten,

Arbeitsauftrag und Arbeitsweise

Das Bundeskabinett hat am 30. Juli 2025 das 
BMF beauftragt, eine 13. Spending Review 
zum Thema „Forderungsmanagement II“ 
durchzuführen. Sie wurde vom BMF 
zusammen mit dem BMJV und dem BMG 
durchgeführt. Der Lenkungsausschuss hat 
sich am 9. September 2025 konstituiert und 
die AG eingesetzt.

Der Lenkungsausschuss erteilte der AG 
folgenden Arbeitsauftrag:

 3.	 Arbeitsauftrag und Arbeitsweise 



Abschlussbericht - 13. Spending Review

9Arbeitsauftrag und Arbeitsweise

∙	 die Realisierungsquote von Forderungen zu verbessern und

∙	 die Wirtschaftlichkeit der Forderungserhebung zu erhöhen.

3.	 Die Arbeitsgruppe soll untersuchen, ob die Empfehlungen umgesetzt und welche Wirkungen 
damit erzielt wurden. Falls Empfehlungen nicht umgesetzt wurden, soll die Arbeitsgruppe 
untersuchen, ob die Empfehlungen weiterhin Bestand haben, aktualisiert werden müssen 
oder obsolet geworden sind. Auf Basis dieser Untersuchung soll die Arbeitsgruppe die gewon-
nenen Erkenntnisse bewerten und darauf aufbauend weitere Empfehlungen erarbeiten.

Das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes (HKR-Verfahren) wird weiter-
entwickelt. Die Weiterentwicklung des HKR-Verfahrens, das Haushaltsverfahren des 
Bundes (HaVdB) befindet sich aktuell in der Umsetzung. Auf der Basis einer neuen gesetz-
lichen Regelung zur Erfassung, Speicherung und Bearbeitung einer einheitlichen Nummer 
zur Identifikation in den HaVdB könnte für die rd. 560 unterschiedlichen Festsetzungs-
verfahren in der Bundesverwaltung eine automatisierte Zuordnung ihrer Forderungen 
und Verbindlichkeiten mit anderen Forderungen und Verbindlichkeiten aus anderen 
Festsetzungsverfahren und somit eine Aufrechnung ermöglicht werden. Die Speicherung 
einer Ident-Nummer in den HaVdB des BMF ist umso erfolgreicher, je mehr Festsetzungs-
verfahren in der Bundesverwaltung diese Ident-Nummer ebenfalls verwenden.

4.	 Die Arbeitsgruppe soll untersuchen, ob und welche einheitliche Ident-Nr. wirtschaftlich (§ 7 
BHO) eingeführt werden kann. Dazu soll sie die rechtlichen Bedingungen sowie bereits von 
den Bundesbehörden genutzte Identnummern untersuchen.

Die AG bestand – neben dem BMF – aus 
Vertreterinnen und Vertretern des BMJV sowie 
des BMG. Zudem gehörten Vertreterinnen 
und Vertreter des Bundesamts für Justiz (BfJ), 
des Bundesinstituts für Arzneimittel und 
Medizinprodukte (BfArM) sowie der Abteilung 
Zahlungsverkehr und Rechnungswesen des 
Bundes (ZRB) in der Generalzolldirektion zur 
AG. Insgesamt fanden acht AG-Sitzungen statt. 
Zu einigen dieser Sitzungen wurden auch Gäste 
eingeladen, die ihre Expertise einbrachten.

Neben dem ursprünglichen Arbeitsauftrag 
identifizierte die AG zusätzliche Themen im 
Forderungsmanagement mit Optimierungs-
potenzial, darunter:

∙	 Höhe der Säumniszuschläge und 
Mahngebühren,

∙	 Vollstreckungen im Ausland sowie

∙	 Kindergeldrückforderungen.

Im Rahmen der Umsetzung der ausgesproche-
nen Empfehlungen müssen auch Finanzie-
rungsfragen geklärt werden.
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4.2	 Bewertung

Bei der Bewertung handelt es sich nicht 
um eine Erfolgskontrolle im Sinne von § 7 
Bundeshaushaltsordnung (BHO). Für eine 
solche Erfolgskontrolle hätten bereits in der 
damaligen Spending Review die notwendigen 
Grundlagen für die Festlegung von Indikatoren 
und die Datenerhebung geschaffen werden 
müssen.

4.2.1	 IT-technische Empfehlungen

Die IT-technischen Empfehlungen der 
Spending Review 2018/2019 konzentrierten 
sich hauptsächlich darauf, dass das ZÜV 
umfassend genutzt und weiterentwickelt wird. 
Diese Empfehlungen wurden bereits in Teilen 
umgesetzt oder befinden sich derzeit noch in 
der Umsetzung.

Das ZRB hat die Downloadfunktion für Aus-
wertungen deutlich verbessert. Die Ressorts 
können sie dadurch einfacher abrufen. Das ZRB 
hat auch Sonderauswertungen im ZÜV-Dialog 
bereitgestellt, damit die Nutzenden die Daten 
im ZÜV für ihre Zwecke besser nutzen können. 
Das ZÜV wird im Rahmen der Modernisierung 
der HaVdB als Teil des IT-Verfahrens Einnah-
meplattform des Bundes (EPLF) modernisiert. 
Die Anregungen zur funktionalen Weiter-
entwicklung und verbesserten Oberflächen-
gestaltung werden erst mit dem Einsatz der 
EPLF umgesetzt. Neben den bereits erfolgten 
funktionalen Weiterentwicklungen im ZÜV 
können bei der Modernisierung auch weitere 
Anforderungen im Rahmen der Entwicklung 
der EPLF berücksichtigt werden.

4.1	 Ausgangslage

Im Spending Review-Zyklus 2018/2019 haben 
das BMF, das BMJV, das Bundesministerium 
der Verteidigung (BMVg) und das BMG bereits 
gemeinsam das Thema Forderungsmanage-
ment untersucht. Als Kernanforderung wurde 
ein durchgehender Prozess des Forderungsma-
nagements formuliert, der in einem geeigneten 
und zulässigen Datensystem abgebildet wird. 
Dabei wurden zehn Empfehlungen zur Verbes-
serung des Forderungsmanagements erarbeitet, 
die dazu beitragen sollten,

›	 die notwendigen rechtlichen 
Rahmenbedingungen, die für den Umgang 
mit öffentlichen Forderungen gelten, 
konsequent zu beachten,

›	 die Realisierungsquote von Forderungen zu 
erhöhen und

›	 die Wirtschaftlichkeit der 
Forderungserhebung zu steigern.

Die AG dieser Spending Review hat unter-
sucht, ob diese Empfehlungen umgesetzt und 
welche Wirkungen damit erzielt wurden. 
Auf Basis dieser Untersuchung hat die AG die 
gewonnenen Erkenntnisse bewertet. Diese 
Bewertung ist in die weitere Arbeit der AG und 
ihre Empfehlungen eingeflossen.

 4.	 Bewertung des Erfolgs der  
 Spending Review 2018/2019 
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4.2.2	 Organisatorische Empfehlungen

Die organisatorischen Empfehlungen der Spen-
ding Review 2018/2019 sollten sicherstellen, 
dass das Forderungsverfahren von Anfang bis 
Ende erfolgreich abläuft.

Aufgrund der Empfehlungen haben einige Stel-
len ihre Schreiben im Forderungsmanagement 
überarbeitet, um Klarheit und Verständlichkeit 
der Informationen zu verbessern. Auch wurden 
von einigen Stellen inzwischen Informationen 
wie Bankverbindung und Verwendungszweck 
durch einen QR-Code zugänglich gemacht.

Für aus dem ZÜV generierte Mahnschreiben 
wurden die Formulierungen mit dem Bürger-
referat im BMF abgestimmt. Zur Verbesserung 
des Informationsgehalts der Mahnungen 
wurde im ZÜV das sogenannte „forderungs-
bezogene Mahnen“ eingeführt. Dabei werden 
die Buchungstexte der einzelnen Sollstellungen 
auch einzeln als Position in den Mahnschreiben 
aufgeführt. Bis dahin war nur eine summa-
rische Darstellung der offenen Forderungen 
möglich. Dieses Vorgehen stellt jedoch erhöhte 
Anforderungen an die von den Ressorts in den 
Anordnungen gelieferten Texte.

Ein überobligatorisches Ansprechen der 
Schuldner wurde vielfach geprüft, aber unter-
schiedlich von den Stellen bewertet. Das BfArM 
hat mit der direkten und zeitnahen Kommuni-
kation mit den Schuldnern gute Erfahrungen 
gemacht. Die Schuldner sollten aus Sicht des 
BfArM bei Überschreitung der Zahlungsfrist 
kontinuierlich und spätestens nach fünf 
Arbeitstagen angesprochen werden. Dies 
erhöht die Zahlungsmoral. Dagegen erfolgt eine 
direkte Kontaktaufnahme außerhalb des sonst 
verwendeten Mahnverfahrens über das ZÜV 
beim Paul-Ehrlich-Institut (PEI) nur in seltenen 
Fällen. Insgesamt ist festzuhalten, dass einige 
Stellen überobligatorische Maßnahmen für 
hilfreich halten und weiterhin nutzen, andere 
sehen das Kosten-Nutzen-Verhältnis kritisch 
und haben diese nach einer Erprobungsphase 
nicht fortgeführt.

Bei der Weiterentwicklung des ZÜV und der 
EPLF wurde die Herausforderung erkannt, 
sicherzustellen, dass die Schnittstellen zu ande-
ren IT-Verfahren weiterhin funktionieren und 
kompatibel sind. Hier sind neben Änderungen 
am ZÜV unter Umständen auch Änderungen 
an den ERP-Systemen notwendig.

Die Schnittstelle F15Z ermöglicht eine 
Übermittlung der Daten von den dezentralen 
ERP-Systemen der Bewirtschafter in das ZÜV. 
Die Schnittstelle dient der Übermittlung von 
Anordnungen und wurde um eine automati-
sierte Rückschnittstelle erweitert, um die Daten 
aus dem ZÜV zurück an die Bewirtschafter zu 
übertragen. Für die Übertragung der Daten 
bedarf es jedoch jeweils einer HKR-Buchung. 
Ein von einigen IT-Verfahren genutztes alter-
natives Vorgehen ist die tägliche Übermittlung 
aller Buchungen unmittelbar aus dem ZÜV.

In Bezug auf die Empfehlung, den bestehenden 
Informationsaustausch mit Softwareanbietern 
durch das BMF zur regelmäßigen Information 
über Mindestanforderungen und Weiterent-
wicklungen des ZÜV zu intensivieren, wurde 
seitens der Fachreferate geprüft, ob eine direkte 
Kontaktaufnahme mit den Anbietern wett-
bewerbs- und vergaberechtlich zulässig ist. Die 
Prüfung ergab, dass Kontakte mit Anbietern 
von IT-Verfahren nur im Beisein und auf 
Veranlassung der beschaffenden Stelle zulässig 
sind. Diese Kontakte finden im Rahmen der 
zeitlichen Kapazitäten statt. Allgemeine 
Informationen zu dem HKR-Verfahren und 
zu den verschiedenen Möglichkeiten zur 
technischen Anbindung der IT-Verfahren an 
das ZÜV werden auf der Internetseite des ZRB 
veröffentlicht.

Die Schnittstelle zwischen dem IT-Verfahren 
ZÜV und dem der Vollstreckungsstellen des 
BfJ wurde im Jahr 2023 verbessert. Durch 
den verbesserten Datenaustausch liegen den 
entscheidenden Behörden mehr Informationen 
der Vollstreckungsstellen vor, die sie für ihre 
Entscheidung über die Niederschlagung einer 
Forderung nutzen können.



Abschlussbericht - 13. Spending Review

12 Bewertung des Erfolgs der  Spending Review 2018/2019

4.2.4	 Schulungs- und Informationsempfeh-
lungen
Schulungen und Informationen spielen eine 
wichtige Rolle, um langfristig ein erfolgreiches 
Forderungsmanagement zu gewährleisten. 
Ziel der Empfehlungen der Spending Review 
2018/2019 in diesem Bereich war es, das 
Forderungsmanagement von der Entstehung 
der Forderung an konsequenter zu betreiben 
sowie dessen Ausgestaltung zu verbessern.

Das ZRB bietet adressatenorientierte 
Schulungen im Rahmen seiner Kapazitäten 
an. Historische Daten zu Schulungen liegen 
nicht vor, sollen aber ab dem Jahr 2026 erfasst 
werden. Im Jahr 2024 führten die Beschäftigten 
des ZRB insgesamt 76 ZÜV-Schulungsmaßnah-
men für 810 Teilnehmende durch.

Das ZRB hat mit einigen bewirtschaftenden 
Stellen auch vereinbart, ihre IT-Verfahren für 
die Festsetzung entsprechend anzupassen (z. B. 
Einfuhrumsatzsteuer). Die Anzahl der im ZÜV 
gebuchten Forderungen hat sich in der Folge 
erhöht.

Das BfArM setzt für das komplette Forderungs-
management das MACH-System ein und 
qualifiziert die Mitarbeitenden in internen 
Schulungen. In diesem Rahmen werden auch 
die benötigten ZÜV-Komponenten geschult. 
Bei Bedarf nehmen die Mitarbeitenden auch an 
den angebotenen Schulungen teil.

Die von der Spending Review 2018/2019 
erarbeitete Good-Practice-Sammlung wurde 
den Beauftragten für den Haushalt per BMF-
Schreiben im Mai 2020 zur Verfügung gestellt. 
Inwieweit diese genutzt wurde, ist nicht 
bekannt, da keine Nutzungsdaten erhoben 
wurden.

Auch die Auswertungen im ZÜV wurden 
verbessert. Inwieweit diese Auswertungen bei 
den Ressorts für das Forderungsmanagement 
genutzt werden, ist nicht bekannt.

Für steuerliche Forderungen wurden die 
Zuständigkeiten innerhalb der Zollverwaltung 
klargestellt. Die Vollstreckungsstellen der 
Hauptzollämter sind ausschließlich für die 
Anordnungen einer Niederschlagung bzw. Ver-
jährung gegenüber der Bundeskasse zuständig. 
Bei nicht-steuerlichen Fällen kommunizieren 
die Vollstreckungsstellen der Hauptzollämter 
die für eine Entscheidung über eine Nieder-
schlagung notwendigen Informationen direkt 
an die Ressorts.

4.2.3	 Rechtliche Empfehlungen

Die rechtlichen Empfehlungen der Spending 
Review 2018/2019 sollten helfen, aufwendige 
Einzugsverfahren und Zahlungsausfälle zu 
reduzieren. Aufgrund dieser Empfehlungen 
haben viele Stellen geprüft, wie sie ihre 
Forderungen besser sichern können, bspw. 
durch die Nutzung des SEPA-Lastschriftverfah-
rens oder die Forderung von Sicherheiten und 
Vorauszahlungen. Die Möglichkeiten und der 
Nutzen wurden aufgrund der verschiedenarti-
gen Fallgestaltungen unterschiedlich gesehen. 
Sofern rechtlich möglich, erhebt das BfArM 
bei ausländischen Kunden und bei zahlungs-
auffälligen Kunden einen Vorschuss für die zu 
erbringenden Amtshandlungen. Die Forderung 
von Sicherheiten und Vorauszahlungen wurde 
positiv bewertet. Aufgrund der Gebühren-
höhen und der Erfassung der Bescheide in den 
Buchhaltungssystemen ihrer Kunden und weil 
wiederkehrende Zahlungsverpflichtungen 
nicht existieren, wird ein SEPA-Lastschrift-
mandat nur selten genutzt. Das PEI prüft bei 
wiederkehrenden Gebühren an einen Kunden, 
ob ein SEPA-Lastschriftverfahren sinnvoll und 
möglich ist. Vorauszahlungen sind im privat-
rechtlichen Bereich, wie beim Verkauf von 
Referenzmaterial, vorhanden. Bei schlechter 
Zahlungsmoral werden auch Kunden vom 
Erwerb von Referenzmaterial ausgeschlossen. 

Aufgrund der Erfahrungen im gesamten 
Geschäftsbereich des BMG wird dort eine Ver-
pflichtung zur Nutzung des SEPA-Lastschrift-
verfahrens nicht empfohlen. Es sollte allerdings 
als Option angeboten werden, insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass vereinzelt Kunden diese 
Zahlungsart wünschen.
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angeordneten Forderungen werden in einem 
Subverfahren des HKR-Verfahrens, dem ZÜV, 
gebucht. Diese Buchungen können von den 
Ressorts täglich eingesehen werden.

Die Ressorts können diese Anordnungen 
entweder in eigenen IT-Verfahren eingeben, 
deren Dateien täglich an die Bundeskasse 
übermittelt werden, oder im ZÜV-Dialog-
verfahren. Die angeordneten Forderungen 
sind dann zum Soll gestellt, können im ZÜV 
überwacht werden und werden weitgehend 
automatisiert gemahnt. Jedes Ressort kann 
seinen Forderungsbestand im ZÜV auswerten. 
Das BMF kann ebenfalls zentrale Auswer-
tungen des Forderungsbestands vornehmen. 
Zwischen dem ZÜV und den IT-Verfahren 
der Vollstreckungsstellen muss ein ebenso 
täglicher und vollständiger Datenaustausch 
stattfinden, sodass die Ressorts auch den 
aktuellen Buchungsstand der Forderungen in 
der Vollstreckung über ZÜV einsehen können.

Vollstreckungsanordnungen werden an den 
Zoll teilweise noch in Papier übermittelt, 
obwohl die GZD für Ressorts oder Bundes-
behörden mit wenig Vollstreckungsfällen seit 
Anfang 2025 das Zoll-Portal zur Verfügung 
gestellt hat. Die webbasierte Selbsterfassung 
bietet einen schnellen und einfachen Weg, 
Vollstreckungsanordnungen bzw. -ersuchen 
den Hauptzollämtern digital zu übermitteln.

Nach Artikel 3 der EU-Haushaltsrahmenricht-
linie (Richtlinie 2011/85/EU) muss das BMF den 
Stand der Forderungen vierteljährlich melden. 
Der im ZÜV gebuchte Forderungsbestand 
beträgt aktuell zwischen 2,5 Mrd. und rd. 
3 Mrd. Euro.

Standardbericht und  Schnittstelle

5.1	 Ausgangslage

Ein effektives Forderungsmanagement 
zielt darauf ab, dass Forderungen zeitnah 
eingezogen werden. Bei Bedarf werden unver-
züglich weitere Maßnahmen ergriffen, wie z. B. 
Mahnungen, Stundungen oder die Bündelung 
von Forderungen. Ein effizientes Forderungs-
management trägt dazu bei, dass Einnahmen 
fristgerecht und vollständig erhoben werden. 
Im Rahmen dieser Spending Review wurden 
ausschließlich kurzfristige Forderungen 
betrachtet, die bereits fällig sind und daher im 
ZÜV gebucht werden. Langfristige Forderun-
gen mit mehrjährigen Fälligkeiten werden 
hingegen im Darlehensverfahren gebucht.

Die Verantwortung für das Forderungs-
management liegt bei drei unterschiedlichen 
Akteuren: Zum einen bei den Ressorts oder 
Bundesbehörden, die Einnahme-Forderungen 
der Höhe nach festsetzen, deren Fälligkeit 
bestimmen und zu überwachen haben. 
Zum anderen bei den Kassen des Bundes, 
insbesondere der Bundeskasse, die die von den 
Ressorts oder Bundesbehörden angeordneten 
Buchungen sowie die Zahlungsprozesse durch-
führen. Im Fall der Abgabe einer Forderung an 
die Vollstreckung tritt ein dritter Akteur hinzu, 
die Vollstreckungsstellen. Für die Bundes-
verwaltung sind dies fast ausschließlich die 
Vollstreckungsstellen des Zolls. 

Für ein effektives und wirtschaftliches 
Forderungsmanagement müssen die unter-
schiedlichen IT-Verfahren dieser drei Akteure 
ihre Daten über Schnittstellen zeitnah (täglich) 
und vollständig austauschen. Um dies im HKR-
Verfahren sicherzustellen, sind die Ressorts 
verpflichtet, diese Forderungen unverzüglich 
der Bundeskasse zur Buchung anzuordnen. Die 

 5.	 Standardbericht und  
 Schnittstelle 
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Erfüllung ihrer gesetzlichen Pflichten. Bei einer 
unzureichenden Datenübermittlung tragen sie 
jedoch nicht zu einem effizienten Forderungs-
management bei und nutzen das ZÜV nicht für 
die Zwecke der zentralen Buchführung und 
der Rechnungslegung des Bundes. Dies führt 
auch zu einer unzureichenden Erfüllung der 
Rechenschaftspflicht gegenüber dem Parla-
ment, wie der Bundesrechnungshof kritisiert. 
Zudem erfüllt der Bund nur unzureichend 
seine Pflichten nach Artikel 3 der EU-Haus-
haltsrahmenrichtlinie.

Derzeit erfolgt keine vollständige Übermitt-
lung der Kennzeichnung der buchhalterischen 
Statusänderungen von Forderungen in den 
dezentralen ERP-Systemen. Diese Kenn-
zeichnung war Teil einer Liste möglicher 
Softwareoptimierungen im Rahmen der 
Dienstekonsolidierung, wurde aber für eine 
Umsetzung bisher nicht beauftragt. Eine 
einzelne Beauftragung durch jede Behörde 
wäre unwirtschaftlich.

5.2	 Empfehlung 1:  
Standardbericht

Eine fällige, nicht bezahlte Forderung wird 
zunächst gemahnt. Eine Forderung kann nach 
der Mahnung direkt an die Vollstreckung wei-
tergegeben werden. Die Beitreibungsquoten der 
Vollstreckungsstellen liegen im Durchschnitt 
bei ca. 35-40 Prozent des Vollstreckungs-
volumens. Erst wenn alle rechtlichen Mittel 
zur Erhebung einer Einnahme ausgeschöpft 
wurden, kann gemäß § 59 BHO der Anspruch 
gestundet, niedergeschlagen oder erlassen 
werden.

Aufgrund einer unzureichenden Datenlage 
kann das BMF keine Aussage darüber treffen, 
inwieweit die Ressorts ihrer Pflicht zur 
rechtzeitigen und vollständigen Erhebung von 
Einnahmen (§ 34 Absatz 1 BHO) nachkommen. 
Eine zentrale Auswertung von Forderungen 
des Bundes im ZÜV ist jedoch notwendig, um 
Schwachstellen in bestimmten Bereichen zu 
erkennen und etwaige Optimierungen vorzu-
nehmen.

Das ZÜV bietet alle notwendigen Funktio-
nen für ein Forderungsmanagement. Viele 
Behörden mit einem hohen Forderungsbestand 
nutzen jedoch dezentrale ERP-Systeme, z. B. der 
Firmen MACH und SAP, für ihr Forderungs-
management. Das BfArM sieht bspw. Vorteile in 
der Nutzung des ERP-Systems MACH, da viele 
Funktionalitäten die weitere Automatisierung 
ermöglichen. Anhand von hinterlegten Artikel-
daten können automatisiert der Gebührentat-
bestand, der Preis, das betroffene Arzneimittel, 
die Haushaltsstelle, der Bewirtschafter und die 
Daten für die Schnittstelle zum ZÜV hinterlegt 
werden. Der Gebührenbescheid kann anhand 
von Bescheidvorlagen direkt in der Datenbank 
erstellt, elektronisch veraktet und versandt 
werden. MACH bietet zudem die Möglichkeit, 
Daten (Adressdaten, komplette Bescheide, 
Abrechnungsdaten usw.) aus Drittsystemen 
des BfArM per Schnittstelle zu übernehmen. 
Außerdem hängt beim BfArM an dem 
Vorsystem die automatisierte Erstellung der 
Säumniszuschlagsbescheide.

Oftmals werden die Forderungen aus den 
ERP-Systemen jedoch nicht oder nur teilweise 
an das ZÜV übermittelt. Die Ressorts nutzen 
teilweise auch ein eigenes Berichtswesen 
und eine kennzahlenbasierte Steuerung zur 

Das BMF legt erstmals im Jahr 2027 einen 
Bericht über die angeordneten Forderun-
gen und deren Veränderungen im Jahr 
2026 auf der Basis der Daten im ZÜV vor. 
Die Daten (angeordnete Forderungen, 
Dauer der Fälligkeit, Forderungsver-
änderungen nach §§ 58, 59 BHO) werden 
mindestens pro Einzelplan, eventuell auch 
auf Kapitel- und Titelebene, ausgewiesen.

Der Standardbericht soll für alle Ressorts 
folgende Daten ausweisen:

∙	 Einzelplan

∙	 Kapitel

∙	 Titel

∙	 Anzahl Forderungen

∙	 Summe Forderungen

∙	 Summe fälliger Forderungen
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5.3	 Empfehlung 2:  
Anpassung der ERP-Systeme

∙	 Anzahl fälliger Forderungen

∙	 Anzahl fälliger Forderungen älter als drei 
Monate

∙	 Summe fälliger Forderungen älter als drei 
Monate

∙	 Anzahl fälliger Forderungen älter als sechs 
Monate

∙	 Summe fälliger Forderungen älter als sechs 
Monate

∙	 Anzahl fälliger Forderungen älter als zwölf 
Monate

∙	 Summe fälliger Forderungen älter als zwölf 
Monate

∙	 Summe Stundungen

∙	 Summe befristeter Niederschlagungen

∙	 Summe unbefristeter Niederschlagungen

∙	 Summe Erlasse

∙	 Summe Vergleiche

Das Ziel des Berichts ist, einen vollständigen 
Überblick über den Forderungsbestand der 
Bundesverwaltung zu liefern und damit der 
Rechenschaftspflicht gegenüber dem Parlament 
sowie der EU nachkommen zu können. Bei 
Bedarf kann der Bericht auch dem Haushalts-
ausschuss zur Verfügung gestellt werden. Ein 
weiterer Zweck des Berichts ist die Identifikation 
von Schwachstellen, um weitere Optimierungen 
im Forderungsmanagement zu ermöglichen.

Die Ressorts und Bundesbehörden können die 
notwendigen Anordnungen ihrer Forderungen 
in ihre eigenen IT-Verfahren eingeben und 
per Schnittstelle an das BMF übermitteln oder 
direkt im ZÜV-Dialogverfahren eingeben. Bis die 
IT-Systeme der Ressorts und Bundesbehörden 
angepasst sind (s. dazu auch Empfehlung 2), müs-
sen fehlende Daten im Bericht gekennzeichnet 
werden. Die Ressorts müssen erläutern, warum 
die Daten nicht übermittelt werden können.

Die Spending Review hat erarbeitet, dass die 
Schnittstellen F13Z/F15Z alle Datenerfordernis-
se des Standardberichts abdecken. Daher muss 
die Beschreibung dieser Schnittstellen nicht 
angepasst werden.

Voraussetzung für die Vollständigkeit 
des Standardberichts (vgl. Empfehlung 2) 
ist, dass alle notwendigen Verarbeitungs-
schlüssel des ZÜV von den bei einigen 
Ressorts und Behörden vorgeschalteten 
Enterprise-Resource-Planning-Systemen 
(ERP-Systemen) der Firmen MACH und 
SAP übermittelt werden. Das BMF beruft 
bis zum 31. Oktober 2026 eine Arbeits-
gruppe unter Beteiligung der Ressorts, die 
ERP-Systeme nutzen, ein. Die Arbeits-
gruppe entwickelt die Schritte, die zur 
Anpassung der ERP-Systeme notwendig 
sind, damit diese die Anforderungen 
der Nr. 4 der Verwaltungsvorschrift 
für Zahlungen, Buchführung und 
Rechnungslegung (VV-ZBR BHO) voll-
ständig umsetzen. Sie übermittelt dem 
Bundesministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung (BMDS) die not-
wendigen Anpassungen der ERP-Systeme.

5.4	 Empfehlung 3:  
Digitale Vollstreckungs- 
anordnungen und -ersuchen

Ab dem 1. Januar 2028 nimmt der Zoll 
grundsätzlich keine Vollstreckungsanord-
nungen und -ersuchen im Papierformat 
mehr entgegen. Die GZD informiert 
darüber alle Ressorts und Bundesbehör-
den bis spätestens zum 31. Dezember 2026. 
Grundsätzlich steht für die Übermittlung 
von Vollstreckungsanordnungen und 
-ersuchen an die Hauptzollämter die 
elektronische Schnittstelle „Datenaus-
tausch Vollstreckung ohne Schriftver-
kehr“ (DAVOS) zur Verfügung. Ressorts 
und Bundesbehörden mit nur wenigen 
Vollstreckungsanordnungen und -ersu-
chen können für die digitale Einreichung 
das von der GZD angebotene webbasierte 
Zoll-Portal nutzen.
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Der Arbeitsbereich DIII.A.23 der GZD bietet 
Unterstützung bei der Anbindung an die 
Schnittstelle DAVOS sowie der Registrierung 
und erstmaligen Nutzung des Zoll-Portals an.

Die zentralen Vorteile digitaler Vollstreckungs-
anordnungen und -ersuchen sind:

•	 weniger Fehler und höhere Datenqualität, 
da Informationen nur einmal erfasst 
und anschließend durchgängig digital 
weiterverarbeitet werden,

•	 gesteigerte Effizienz und Geschwindigkeit, da 
manuelle Zwischenschritte wie Ausdrucken, 
Abtippen, Scannen und händisches Verteilen 
entfallen,

•	 erhöhte Transparenz, da der Prozess digital 
nachverfolgbar ist und alle Beteiligten 
denselben Informationsstand haben,

•	 Kosteneinsparungen durch weniger Papier, 
Druck, Porto und geringeren manuellen 
Aufwand.
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Die Ressorts können ihre Effizienz steigern, 
indem sie ihre Prozesse einschließlich der 
Schnittstellen stärker digitalisieren. Die 
Bundeskasse führt die Buchführung und den 
Zahlungsverkehr für die Haushaltsmittel des 
Bundes durch. Die im zentralen HKR-Verfah-
ren der Bundeskasse gebuchten Forderungen 
können bereits aktuell elektronisch über 
Schnittstellen an die Vollstreckungsstellen des 
Zolls übermittelt werden. Nur Forderungen, die 
nicht über die Bundeskasse nach § 34 BHO zu 
buchen sind, sind direkt an die Vollstreckung 
weiterzuleiten. Für diese Anwendungsfälle 
sollen künftig digitale Vollstreckungsanord-
nungen konsequent genutzt werden, um die 
Effizienz und Geschwindigkeit der Vollstre-
ckungsprozesse zu erhöhen.

Zudem lassen sich Skaleneffekte erzielen, wenn 
einheitliche Leistungen zentralisiert von einer 
Stelle durchgeführt werden. Ein Beispiel dafür 
ist die Zentralisierung der Kassen (Ressort-
kassen und Kassen der Oberfinanzdirektionen) 
gemäß § 79 BHO. In den letzten 20 Jahren 
konnten dadurch etwa 80 % des Personals ein-
gespart und die Prozesse im Zahlungsverkehr 
erheblich beschleunigt werden.

6.1	 Ausgangslage

Im Bereich des Forderungsmanagements 
besteht in allen Ressorts ein grundlegendes 
Anreizproblem. Die Erhebung und die Nach-
verfolgung von Forderungen sind personalin-
tensiv, die Einnahmen kommen grundsätzlich 
nicht dem Ressort zugute, sondern dienen nach 
dem Gesamtdeckungsprinzip der Deckung aller 
im Bundeshaushalt anfallenden Ausgaben.

6.2	 Empfehlung 4:  
Schaffung von Anreizen  
zur Verbesserung des  
Forderungsmanagements

Das BMF prüft bis zum 31. Juli 2026, ob und 
ggf. wie ein haushalterischer Anreiz für ein 
verbessertes Forderungsmanagement in 
den Ressorts geschaffen werden kann.

Ein solcher Anreiz könnte bspw. darin 
bestehen, den Ressorts einen Teil der durch die 
Verbesserung des Forderungsmanagements 
zusätzlich entstehenden Einnahmen durch 
eine Verstärkung ihrer Ausgabetitel im Haus-
haltsvollzug zur Verfügung zu stellen. Dabei 
könnte in Kapiteln, die der Flexibilisierung 
unterliegen (Zentral-, Ministeriums- und 
Behördenkapitel), ein bestimmter Prozentsatz 
der im Haushaltsvollzug eintretenden Mehr-
einnahmen aus Gebühren und sonstigen Ent-
gelten sowie aus Geldstrafen oder Bußgeldern 
zur Verstärkung der Ausgaben des jeweiligen 
Kapitels zugelassen werden. Eine Verstärkung 
von Ausgaben der Bereichsausnahme müsste 
dabei jedoch ausgeschlossen bleiben.

 6.	 Anreize zur Verbesserung  
 des Forderungsmanagements 
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Würden die rd. 560 unterschiedlichen Fest-
setzungsverfahren der Bundesverwaltung 
eine einheitliche Ident-Nummer nutzen, 
würde dies eine automatisierte Zuordnung 
ihrer Forderungen und Verbindlichkeiten mit 
anderen Forderungen und Verbindlichkeiten 
aus anderen Festsetzungsverfahren und somit 
eine Aufrechnung ermöglichen. Denn bei der 
Verwendung einheitlicher Ident-Nummern 
könnte die Bundeskasse ressortübergreifend 
gleiche Kreditoren erkennen und Hinweise 
auf mögliche Aufrechnungstatbestände an die 
Ressorts weiterleiten.

Ein möglicher Aufrechnungsprozess wird 
in Abbildung 1 verdeutlicht. Die Autori-
sierungen der Ressorts zu Forderungen 
und Verbindlichkeiten (hier beispielhaft in 
den Einzelplänen 10, 12 und 60 dargestellt) 
gegenüber der Bundeskasse werden in den 
HaVdB einschließlich einer einheitlichen 
ID-Nummer gebucht. Automatisierte 
Prüfungen u.a. im Hinblick auf ID-Nummern 
zeigen evtl. Aufrechnungsmöglichkeiten auf 
(hier die Verbindlichkeit im Einzelplan 10 
und die Forderung im Einzelplan 12). Diese 
Aufrechnungsmöglichkeiten werden den 
zuständigen Stellen in den Ressorts auto-
matisiert angezeigt. Falls die Aufrechnung 
rechtlich zulässig ist, kann die zuständige 
Stelle im Ressort die Aufrechnung gegenüber 
der Bundeskasse autorisieren. 

Im Beispiel kann die Verbindlichkeit des 
Bundes in Höhe von 1.000 € (Ausgabe) mit 
der Forderung des Bundes in Höhe von 
700 € (Einnahme) auf der Zahlungsebene 
aufgerechnet werden. Im Ergebnis zahlt die 
Bundeskasse nur den Betrag von 300 € aus. In 
der Buchführung des Bundes werden die mit 
der Verbindlichkeit verbundene Ausgabe und 
die mit der Forderung verbundene Einnahme 
brutto mit den ursprünglichen Beträgen 

7.1	 Ausgangslage

Für ein effektives und wirtschaftliches 
Forderungsmanagement ist es unerlässlich, 
dass die unterschiedlichen IT-Verfahren der 
drei Akteure des Forderungsmanagements ihre 
Daten über Schnittstellen zeitnah (täglich) und 
vollständig austauschen. Dabei ist es vorteil-
haft, einheitliche Ordnungs- bzw. Zuordnungs-
merkmale zu nutzen. Aktuell verwendet jedes 
IT-Verfahren jeweils eigene Ordnungsmerkma-
le, um u. a. die Vollständigkeit und Aktualität 
von Schuldnerstammdaten zu verbessern.

Im ZÜV und auch in der künftigen EPLF 
werden eigene Ordnungsmerkmale (Kassen-
zeichen) verwendet. Zusätzlich können in der 
EPLF künftig weitere Ordnungsmerkmale u. a. 
der Festsetzungsverfahren verwendet werden. 
Wenn die Ordnungsmerkmale der Festset-
zungsverfahren, idealerweise eine einheitliche 
Ident-Nummer, gespeichert werden, würde 
dies das Zusammenspiel der Festsetzungs-
stellen und Kassen vereinfachen. Denn nur mit 
aktuellen Adressdaten können Mahnungen 
erfolgreich übermittelt werden. Diese sind 
zudem eine zentrale Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Vollstreckung. Durch die Nutzung 
einer einheitlichen Ident-Nummer könnten 
zudem Doubletten in den Stammdaten erkannt 
und gelöscht werden.

Gemäß Nr. 2.1.1.5 VV-ZBR BHO ist die 
Aufrechnung eine zulässige Zahlungsart. Sie 
wird jedoch derzeit nur von sehr wenigen 
bewirtschaftenden Stellen des Bundes genutzt, 
da für eine Aufrechnung ein „Match“ für eine 
Person oder ein Unternehmen hinsichtlich For-
derungen und Verbindlichkeiten gegenüber der 
Bundesverwaltung vorliegen muss. Ohne ein 
automatisiertes Matching ist die Durchführung 
von Aufrechnungen nicht wirtschaftlich.

 7.	 Ident-Nummer 
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(1.000 € bzw. 700 €) gebucht. Der Forderung 
im Einzelplan 60 steht keine Verbindlichkeit 
bei derselben juristischen oder natürlichen 
Person gegenüber, sie bleibt daher unver-
ändert.

Abbildung 1: Prozess der Aufrechnung anhand der Ident-Nummer

7.2	 Empfehlung 5:  
Einheitliche Ident-Nummer

Im Rahmen der Modernisierung der HaVdB 
stellt das BMF mittelfristig die technischen 
Voraussetzungen bereit, damit die Identi-
fikationsnummer nach § 5 Identifikations-
nummerngesetz (IDNr) für natürliche sowie 
die bundeseinheitliche Wirtschaftsnummer 
für juristische Personen nach § 2 Absatz 1 
Unternehmensbasisdatenregistergesetz 
(beWiNr.) in der EPLF gespeichert und ver-
arbeitet werden können. Es soll zudem eine 
systemseitige Zuordnung von Forderungen 
und Verbindlichkeiten der verschiedenen 
Festsetzungsverfahren, für die eine Auf-
rechnung rechtlich zulässig ist, ermöglicht 
werden. Bis zum Ende der Legislaturperiode 
leitet das BMF zusammen mit dem Bundes-
ministerium des Innern (BMI) und dem 

Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWE) die notwendigen Schritte 
ein, um die rechtlichen Voraussetzungen für 
die Speicherung und Verarbeitung der o. g. 
Identifikationsnummern in den HaVdB zu 
schaffen. Die Ressorts und ihre nachgeord-
neten Behörden, die eine dieser Identifika-
tionsnummern in ihren Festsetzungsverfah-
ren einsetzen, prüfen bis zum 31. Dezember 
2029, welche Schritte notwendig sind, um 
die Identifikationsnummer zusammen 
mit der Anordnung einer Zahlung an die 
Bundeskasse übermitteln zu dürfen und zu 
können. Sofern durch rechtliche Regelungen 
die Übermittlung ermöglicht werden kann, 
leiten sie die notwendigen Schritte ein.
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Die Anzahl der Anordnungen mit einer Ident-
Nummer, die an die Bundeskasse übermittelt 
werden, wird sukzessive zunehmen.

Die Kassen sollen keine Ident-Nummern 
erheben. Nur die Ident-Nummern, die von den 
Festsetzungsverfahren als Stammdaten der 
Behörden erhoben werden, sollen in der EPLF 
gespeichert werden können.

Die Prüfung der Spending Review-Arbeits-
gruppe hat ergeben, dass nur die IDNr nach 
§ 5 Identifikationsnummerngesetz (IDNrG) 
und die beWiNr. nach § 2 Unternehmensbasis-
datenregistergesetz (UBRegG) die am weitesten 
verbreiteten und zudem behörden- und ressort-
übergreifend verwendbaren Ident-Nummern in 
den IT-Verfahren der Bewirtschafter sind bzw. 
sein werden. Andere Ident-Nummern sind in 
der Regel sehr fachspezifisch oder unterliegen 
strengen datenschutzrechtlichen Zweckbe-
stimmungen. Daher erscheint es sinnvoll, nur 
diese beiden als einheitliche Ident-Nummer zu 
verwenden.
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Die Säumniszuschläge unter 7 Euro machen 
fast die Hälfte der Anzahl der Bescheide aus. 
Sie sind vom Gesamtbetrag her allerdings sehr 
gering. Der Bearbeitungsaufwand ist hingegen 
unabhängig vom angeforderten Betrag. Eine 
Anwendung der Kleinbetragsregelung nach VV 
Nr. 7.1.1 zu § 59 BHO, die gemäß § 17 BGebG 
i. V. m. § 59 BHO auch für Säumniszuschläge 
nach § 16 Absatz 1 BGebG einschlägig ist, 
könnte den Gesamtaufwand des BfArM für die 
Erhebung von Säumniszuschlägen bei geringen 
Mindereinnahmen annähernd halbieren.

Als weitere Aspekte wurden die Möglichkeit der 
Senkung der Beitreibungskosten durch Digita-
lisierung und Skaleneffekte und die Gefahr der 
Ausnutzung der Kleinbetragsregelungen durch 
die Schuldner diskutiert.

Im Steuerbereich entstehen Säumniszuschläge 
nach § 240 Absatz 1 Abgabenordnung (AO) kraft 
Gesetzes, d. h. allein durch die Verwirklichung 
des gesetzlichen Tatbestandes. Einer gesonderten 
Festsetzung der Säumniszuschläge bedarf es 
nicht. Werden die Säumniszuschläge zusammen 
mit der Steuer beigetrieben, ist darüber hinaus 
nach § 254 Absatz 2 Satz 1 AO kein Leistungs-
gebot erforderlich. Eines solchen bedarf es nur, 
wenn die Säumniszuschläge ohne die Steuer 
beigetrieben werden.

Sind Säumniszuschläge entstanden, sind diese 
grundsätzlich zu erheben. Wenn jedoch zu 
erwarten ist, dass die Erhebung keinen Erfolg 
haben wird oder die Kosten der Erhebung außer 
Verhältnis zu dem zu erhebenden Betrag stehen 
werden, dürfen die Säumniszuschläge nach 
§ 261 AO niedergeschlagen werden.

8.1	 Ausgangslage

Verspätete Zahlungen sollen umgehend mit 
einem Säumniszuschlag sanktioniert werden. 
Nach § 16 Absatz 1 Bundesgebührengesetz 
(BGebG) ist für jeden angefangenen Monat der 
Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 Prozent des 
abgerundeten rückständigen Betrags zu fordern. 
Der Säumniszuschlag ist nur zu erheben, wenn 
der rückständige Betrag 50 Euro übersteigt 
und die Säumnis länger als drei Tage beträgt. 
Dadurch können Kleinstforderungen entstehen, 
die von den Schuldnern oft als kleinkariert 
empfunden werden. Das wiederum führt häufig 
dazu, dass diese Beträge nicht beglichen werden, 
was wiederum Personal in unwirtschaftlichen 
Tätigkeiten bindet.

Gemäß der VV Nr. 7.1.1 zu § 59 BHO soll auf 
die Anforderung von Beträgen unter 7 Euro 
verzichtet werden. Die AG hat auch darüber 
diskutiert, diese Kleinbetragsgrenze anzupassen. 
Dabei wurden verschiedene Themenbereiche 
diskutiert. Die Beitreibung von Kleinbeträgen 
kann zu unverhältnismäßig hohen Kosten 
führen. Das BfArM erhebt Säumniszuschläge 
unabhängig von deren Höhe nach der Vorgabe 
des § 16 BGebG. So ist die Anzahl der entstande-
nen Säumniszuschläge folgendermaßen verteilt: 

Säumnis- 
zuschläge

Anzahl  
Bescheide

Gesamt- 
betrag

bis 7 Euro 1.476 4.017 Euro

über 7 Euro 1.736 123.399 Euro

Summe 3.212 127.416 Euro

 8.	 Säumniszuschläge /  
 Kleinbetragsgrenze 
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8.3	 Empfehlung 7:  
Prüfung einer Anpassung der 
Kleinbetragsgrenze

Diesen Grundsatz aufgreifend, regelt das 
BMF-Schreiben vom 2. Januar 2025 (BStBl I 2025, 
5), dass Säumniszuschläge (in der Landesfinanz-
verwaltung) von insgesamt weniger als 5 Euro, 
die unter einer Steuernummer nachgewiesen 
werden, in der Regel nicht gesondert angefordert 
werden sollen. Sie können jedoch zusammen 
mit anderen Beträgen angefordert werden. Im 
Bereich der Hauptzollämter sollen Säumniszu-
schläge von insgesamt weniger als 7 Euro in der 
Regel nicht gesondert angefordert werden (Nr. 4 
der Dienstvorschrift zur Anwendung der Abga-
benordnung im Bereich der Zollverwaltung (AO-
DV Zoll) zu § 261 AO). Auch sie können jedoch 
zusammen mit anderen Beträgen angefordert 
werden. Die nicht gesondert angeforderten 
Säumniszuschläge können entsprechend nieder-
geschlagen werden.

8.2	 Empfehlung 6:  
Entwicklung von Lösungen 
zur Senkung der Kosten der 
Festsetzung und der Erhe-
bung

Das BMG prüft bis zum Ende der 
Legislaturperiode eine Regelung in die 
„Besondere Gebührenverordnung des 
Bundesministeriums für Gesundheit für 
die individuell zurechenbaren Leistun-
gen in seinem Zuständigkeitsbereich“ 
(BMGBGebV) aufzunehmen, die die 
Anwendung der Kleinbetragsregelung der 
BHO bei der Berechnung der Säumniszu-
schläge nach dem BGebG klarstellt. Allen 
Ressorts wird zudem empfohlen, für ihre 
Geschäftsbereiche Lösungen zur Senkung 
der Kosten der Festsetzung und der 
Erhebung zu entwickeln. Dabei können 
die Regelungen des Steuerbereichs als 
Vorbild dienen.

Das BMF prüft bis zum Ende der 
Legislaturperiode die Notwendigkeit einer 
Anpassung der Höhe der Kleinbetrags-
grenze nach VV Nr. 7 zu § 59 BHO. Dabei 
soll der Beschluss der Ministerpräsiden-
tenkonferenz zur Föderalen Modernisie-
rungsagenda (Ziffer 66) berücksichtigt 
werden, wonach „Bund und Länder […] 
ihre Bagatellgrenzen zur Anforderung von 
Einnahmen oder zur Auszahlung von Aus-
gaben, für Mahnungen bei Zahlungsrück-
ständen, für Vollstreckungsmaßnahmen 
und Mahnbescheide, für Maßnahmen 
nach erfolgsloser Vollstreckung in das 
bewegliche Vermögen sowie für die Gel-
tendmachung von Zinsen (Kleinbeträge) 
[…] anhand von Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen bürokratiearm ausgestalten“ 
sollen.

8.4	 Empfehlung 8:  
Verhinderung der Ausnut-
zung der Kleinbetrags- 
regelung 

Die Ressorts werden ermutigt, die Aus-
nahmeregelung zu den Kleinbeträgen, 
insbesondere in Fällen missbräuchlicher 
Nutzung, konsequent anzuwenden (vgl. 
VV Nr. 7.6.2 zu § 59 BHO). Die Ressorts 
weisen ihre nachgeordneten Behörden mit 
eigenem Forderungsmanagement bis zum 
30. September 2026 nochmals ausdrück-
lich auf diese Regelung hin. 
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9.1	 Ausgangslage

Nach § 19 Absatz 2 Verwaltungs-Vollstre-
ckungsgesetz (VwVG) beträgt die Mahngebühr 
0,5 Prozent des Mahnbetrages, mindestens 
jedoch 5 Euro und höchstens 150 Euro. Diese 
Regelung ist bereits mehr als zehn Jahre alt. 
Somit spiegelt der Betrag die zwischenzeit-
lichen Kostensteigerungen in der Verwaltung 
nicht wider.

9.2	 Empfehlung 9:  
Prüfung einer Anpassung  
der Höchstgrenze von Mahn-
gebühren

Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass 
die Höchstgrenze für Mahngebühren 
von 150 Euro in § 19 Absatz 2 VwVG seit 
mehr als zehn Jahren nicht verändert 
wurde, prüft das BMF gemeinsam mit 
dem BMI bis zum 31. Dezember 2027 die 
Notwendigkeit einer Anhebung.

 9. Mahngebühren 
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10.2	 Empfehlung 10:  
Regelung zu Voraus-/ 
Vorschusszahlungen

10.1	 Ausgangslage

Vollstreckungen von Forderungen im Ausland 
sind in der Regel sehr komplex und herausfor-
dernd. Oftmals ist es notwendig, rechtlichen Bei-
stand im jeweiligen Land hinzuzuziehen, da die 
lokalen gesetzlichen Gegebenheiten unbekannt 
sind. Dies führt zu einem hohen personellen und 
finanziellen Aufwand und häufig übersteigen die 
Kosten den Nutzen, den man durch die Durch-
setzung der Forderungen erzielt.

Es hat sich gezeigt, dass insbesondere bei aus-
ländischen Kunden die rechtliche Verankerung 
der Stellung von Sicherheiten und/oder Voraus-
zahlungen sich positiv auf die Durchsetzung der 
Forderungen auswirkt.

Es gibt kein Abkommen der EU und keine 
EU-Richtlinie, die die Vollstreckung von 
allgemeinen Verwaltungsgebühren erleichtert. 
Bislang existieren im nicht-steuerlichen 
Bereich lediglich spezifische Regelungen wie 
der „Rahmenbeschluss 2005/214/JI des Rates 
vom 24. Februar 2005 über die Anwendung des 
Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung 
von Geldstrafen und Geldbußen“. Zudem gibt es 
keine zentrale Stelle, die Gebührenforderungen 
im Ausland vollstrecken kann.

Ein bisher wenig genutztes Instrument ist die 
Grenzvollstreckung. Diese besondere Form der 
Vollstreckung öffentlich‑rechtlicher Geldforde-
rungen bei Schuldnern ohne inländischen Wohn- 
bzw. Geschäftssitz wird vom Zoll durchgeführt. 
Im Anschluss an eine Zollkontrolle nach § 1 
Absatz 1 bis 5 i. V. m. § 10 Zollverwaltungsgesetz 
können die Kontrollbeamten bewegliche Sachen 
nach § 286 AO pfänden. Hierzu greifen sie auf 
die sog. Grenzausschreibungsliste zurück, in 
der Schuldner offener öffentlich-rechtlicher 
Geldforderungen ohne inländischen Wohn- bzw. 
Geschäftssitz enthalten sind.

Das BMG prüft bis zum Ende der Legis-
laturperiode, ob in die BMGBGebV eine 
Regelung zu Voraus-/Vorschusszahlungen 
aufgenommen werden kann.

10.3	 Empfehlung 11:  
Information über Grenzvoll-
streckung

Das BMF wird in dem „Rundschreiben 
Buchführung und Zahlungsverkehr“ bis 
zum 31. Dezember 2026 auch über die 
Möglichkeiten der Grenzvollstreckung 
durch die Hauptzollämter informieren.

Wenn mehr Stellen Kenntnis vom Instrument 
der Grenzvollstreckung erlangen, könnte dies 
die Vollstreckungschancen für Auslandsforde-
rungen verbessern.

 10.	Vollstreckungen im Ausland 
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Forderungen von 30 Prozent. Der Anteil der 
Säumniszuschläge ist bei etwa 20 Prozent 
konstant geblieben. Trotz Verbesserungen 
im Vergleich zum Vorjahr wurden 2025 etwa 
19 Prozent der erledigten Vorgänge mangels 
verwertbarer Vermögensgegenstände fruchtlos 
gepfändet oder die Vermögensauskunft erteilt, 
da die Vollstreckungsschuldner im Leistungs-
bezug nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II) stehen. In rund 16 Prozent der Fälle 
der im Jahr 2025 erledigten Ersuchen war der 
Aufenthalt des Vollstreckungsschuldners 
unbekannt oder dieser ins Ausland verzogen. 

Die Kommission zur Sozialstaatsreform hat zur 
Vereinfachung des Kindergeldes die Einführung 
eines antragslosen Kindergeldes empfohlen. Das 
BMF hat hierzu einen Gesetzentwurf erarbeitet, 
der am 18. März 2026 im Bundeskabinett 
beschlossen wurde. Der Gesetzentwurf zur 
Einführung eines antragslosen Kindergeldes 
enthält auch eine Regelung zur Erweiterung 
der Datenübermittlung gemäß § 69 Satz 1 
Einkommensteuergesetz (EStG). Diese Vorschrift 
beschreibt das Verfahren, mit welchem das 
BZSt die Familienkasse über Änderungen in der 
Identifikationsnummerndatenbank informiert, 
wenn ein Kind verzogen ist oder abgemeldet 
wurde. Mit dem Jahressteuergesetz 2022 vom 
16. Dezember 2022 (BGBl Teil I 2022, Nr. 51, 
S. 2294-2327) wurde die Datenübermittlung 
erweitert, so dass nicht mehr nur Wegzüge 
ins Ausland, sondern auch Umzüge innerhalb 
Deutschlands mitgeteilt werden. Das Verfahren 
wird zukünftig nicht nur auf Adressänderungen 
bei dem Kind beschränkt, sondern auch auf die 
kindergeldberechtigten Personen ausgeweitet. 
Damit wird die Familienkasse in die Lage 
versetzt, bei einem Umzug der gesamten Familie 
unmittelbar zu erkennen, dass nicht nur das 
Kind verzogen ist. Diese Maßnahme leistet einen 
Beitrag zur Vermeidung von Überzahlungen.

11.1	 Ausgangslage

Während der Beratungen der AG wurde auch 
das Forderungsmanagement im Bereich 
Kindergeld aufgegriffen und auf Optimierungs-
potential geprüft. Bereits im Jahr 2023 hatte der 
Rechnungsprüfungsausschuss des Bundestags 
dringenden Handlungsbedarf festgestellt und 
das BMF aufgefordert, durch geeignete Maß-
nahmen den Forderungsbestand zu reduzieren. 
Kindergeld wird durch die Familienkassen der 
Bundesagentur für Arbeit festgesetzt und durch 
die Bundesagentur für Arbeit ausgezahlt. Bei der 
Kindergeldbearbeitung handelt es sich um ein 
Massenverfahren. Allein im Jahr 2025 wurde 
für ca. 17,6 Mio. Kinder Kindergeld gezahlt. Das 
jährliche Auszahlungsvolumen beträgt rund 
55 Mrd. Euro. Im Rahmen der Leistungsgewäh-
rung kann es zu Überzahlungen kommen, etwa 
durch verspätete oder unterlassene Mitteilungen 
der Kindergeldberechtigten über geänderte 
Lebensumstände, die Einfluss auf das Bestehen 
des Kindergeldanspruchs haben.

Überzahlungen und eine im Vergleich zu 
anderen steuerlichen Forderungen geringe 
Beitreibungsquote führen im Bereich des Kin-
dergelds zu einem hohen Forderungsbestand. 
Ein Großteil der Forderungen zum steuerlichen 
Kindergeld ist auf Überzahlungen bei den 
Ausbildungstatbeständen nach Volljährigkeit 
der Kinder zurückzuführen, insbesondere beim 
Abbruch, dem Ende oder der Unterbrechung 
der Schul- oder Berufsausbildung oder des 
Studiums. Ein Fokus liegt daher darauf, Über-
zahlungen in diesem Bereich möglichst vorab zu 
vermeiden („Zahlung bei Nachweis“). Der jähr-
liche Forderungsbestand der Familienkasse von 
nun fast 1,5 Mrd. Euro besteht etwa zur Hälfte 
aus niedergeschlagenen Forderungen und zu 
etwa 20 Prozent aus Säumniszuschlägen. 2022 
lag der Forderungsbestand noch bei 1,1 Mrd. 
Euro, mit einem Anteil der niedergeschlagenen 

 11.	Kindergeldrückforderungen 
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Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurde 
geregelt, dass das BZSt die von den Familien-
kassen übermittelten Daten für ein Kind, für 
das Kindergeld gezahlt wird, den Finanzämtern 
zur Prüfung der Rechtmäßigkeit der Berück-
sichtigung der Freibeträge nach § 32 Absatz 6 
EStG zur Verfügung stellt (vgl. § 69 Satz 2 EStG). 
Hierfür wurde die bestehende Schnittstelle 
der Finanzämter zur IDNr-Datenbank des 
BZSt auf die Kindergelddaten ausgeweitet. Seit 
Verkündung des Jahressteuergesetzes 2022 
wurde die gesetzliche Anforderung von den 
Ländern jedoch bis heute nicht umgesetzt. 
Als Grund wurde eine niedrige Priorisierung 
durch die Länder angeführt. Das BZSt steht 
hingegen seither bereit, um den Datenabruf zu 
ermöglichen.

Im Bereich des steuerlichen Kindergelds wurde 
das Thema Aufrechnung von rückständigem 
Kindergeld mit Steuererstattungen aus der 
Einkommensteuer nach § 226 AO erörtert. 
Einjährige Modellversuche mit Finanzämtern 
aus Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 
hatten insbesondere die Wirtschaftlichkeit 
sowie Besonderheiten in der Zusammen-
arbeit und der technischen Anbindung der 
Finanzämter geprüft. Ergebnis des Modell-
versuchs war, dass nur ca. 1,5 Prozent des zur 
Aufrechnung gestellten Forderungsvolumens 
erfolgreich durch die Finanzämter zugunsten 
der Familienkasse erstattet wurde, verbunden 
mit einem unverhältnismäßig hohen Personal-
aufwand. Von einer bundesweiten Einführung 
wurde daher abgesehen. Aktuell existiert noch 
keine Schnittstelle bzw. kein einheitlicher 
elektronischer Übermittlungsweg für einen 
direkten Austausch von Aufrechnungsersuchen 
zwischen Familienkassen und Finanzämtern. 
Dies geschieht noch postalisch. Seit 2023 
wurden insgesamt rund 17.000 Aufrechnungs-
ersuchen der Familienkassen den Finanzäm-
tern papierbasiert übermittelt.

Kindergeldrückforderungen

Um Optimierungen im Bereich der Bei-
treibung zu erreichen, gibt es zwischen der 
Familienkasse Direktion und der GZD bereits 
ein regelmäßiges Austauschformat. Das gleiche 
gilt für den Inkasso-Service der Bundesagentur 
für Arbeit. 

Optimierungspotential wurde auch hinsicht-
lich der Beseitigung des sog. Anrechnungs-
dilemmas identifiziert. Nach § 11 SGB II wird 
zugeflossenes Kindergeld als Einkommen 
beim Bürgergeld berücksichtigt, unabhängig 
davon, ob es später von der Familienkasse 
zurückgefordert wird. Sozialgerichte und der 
Bundessozialgerichtshof haben klargestellt, 
dass eine Nachberechnung der SGB II-Leistung 
ausgeschlossen ist, da Sozialleistungen nicht 
rückwirkend erhöht werden dürfen. Dies 
ergibt sich aus dem für den Bereich existenzsi-
chernder Leistungen geltenden Zuflussprinzip, 
das heißt, entscheidend ist allein, dass das 
Kindergeld zum Zeitpunkt der Anrechnung 
als tatsächlich existenter Zufluss für die 
Bedarfsdeckung zur Verfügung stand. Dieses 
Anrechnungsdilemma ist für die Betroffenen 
schwer nachvollziehbar und wirkt sich negativ 
auf die Zahlungsbereitschaft für zurückge-
fordertes Kindergeld aus. Grundsätzlich wird 
das Anrechnungsdilemma durch § 21 Absatz 6 
SGB II aufgelöst. Für die Rückzahlung des über-
zahlten Kindergeldes kann für die Deckung 
des unabweisbaren besonderen Bedarfs ein 
Mehrbedarf auf Antrag gewährt werden. Die 
de-jure-Auflösung des Dilemmas stellt jedoch 
einen erheblichen Verwaltungsaufwand dar.

Im Nachgang zu einem Petitionsverfahren im 
Jahr 2014 erfolgte seitens des BMAS bereits 
eine Prüfung der Einführung von Erstattungs-
ansprüchen der Familienkassen gegenüber 
Sozialleistungsträgern. Dabei wurde deutlich, 
dass ein solcher Anspruch zu erheblichen 
Umsetzungsproblemen in der Praxis führen 
würde. Die Jobcenter würden zusätzlich belas-
tet und müssten zudem stets damit rechnen, 
auch bei rechtswidrigem Verwaltungshandeln 
Erstattungsansprüchen ausgesetzt zu sein.
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11.4	 Empfehlung 14:  
Forcierung der Umsetzung 
der erweiterten Schnittstelle 
zu Kindergelddaten zwischen 
dem BZSt und den Finanz- 
ämtern

11.2	 Empfehlung 12:  
Verbesserter Austausch  
zwischen dem BMF, dem 
BMAS, dem BZSt, der  
Familienkasse und der GZD

Um Arbeitsschritte zu optimieren und 
Doppelarbeiten zu vermeiden, werden 
künftig – über die bisherigen Austausch-
formate zwischen der Familienkasse 
Direktion bzw. dem Inkasso-Service der 
Bundesagentur für Arbeit und der GZD 
hinaus – für den Bereich Kindergeld-
rückforderungen regelmäßige Gespräche 
etabliert. Die für das steuerliche Kinder-
geld und die Vollstreckung zuständigen 
BMF-Referate werden in Abstimmung mit 
dem BMAS das Auftaktgespräch mit den 
Geschäftsbereichsbehörden bis zum  
31. Oktober 2026 durchführen.

BMF und BMAS erörtern bis zum Ende 
der Legislaturperiode geeignete Maß-
nahmen für einen Bürokratierückbau im 
Zusammenhang mit der Anrechnung und 
Erstattung zwischen dem Jobcenter und 
der Familienkasse.

Das BMF geht bis zum 31. Oktober 2026 
auf die Landesfinanzverwaltungen zu, um 
eine Umsetzung der mit dem Jahres-
steuergesetz 2022 erweiterten Schnitt-
stelle zu Kindergelddaten zwischen dem 
BZSt und den Finanzämtern zu forcieren 
und eventuelle Hindernisse (zu geringe 
Priorisierung) zu beseitigen.

Ein erweiterter Austausch aller beteiligten 
Akteure wird von der AG als zielführend 
erachtet.

11.3	 Empfehlung 13:  
Forcierung des Bürokratie- 
abbaus bei Erstattungen  
zwischen den Familienkassen 
und den Trägern des Bürger-
gelds

Die Regelung des § 69 Satz 2 EStG versetzt die 
Finanzämter in die Lage zu erkennen, ob und 
für welchen Zeitraum für ein Kind Kindergeld 
von einer Familienkasse festgesetzt wurde. 
Die Kindergelddaten der Familienkassen 
wurden bereits an das BZSt übermittelt. Den 
Finanzämtern und den Familienkassen bleibt 
es somit erspart, komplett neue Schnittstellen 
untereinander zu errichten. Es wird außerdem 
vermieden, dass sich im jeweiligen Einzelfall 
Unklarheiten hinsichtlich der jeweils örtlich 
zuständigen Behörde ergeben. Stattdessen 
muss lediglich die bereits zum BZSt bestehende 
Schnittstelle der Finanzämter entsprechend der 
gesetzlichen Vorgabe erweitert werden. So kann 
auch festgestellt werden, ob die Freibeträge für 
Kinder möglicherweise falsch berücksichtigt 
wurden. Dadurch kann möglichst zügig 
eine Korrektur erfolgen. Die unrechtmäßige 
Berücksichtigung der Freibeträge für Kinder 
lässt sich (bereits vorab) vermeiden.
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Das BMF geht auf die Landesfinanzverwal-
tungen zu, um die notwendigen Schritte 
für ein automatisiertes Aufrechnungsver-
fahren zwischen den Familienkassen und 
den Finanzämtern zu erörtern.

11.5	 Empfehlung 15:  
Automatisiertes Aufrech-
nungsverfahren zwischen 
den Familienkassen und den 
Finanzämtern

Durch die Einführung eines IT-unterstütz-
ten, automatisierten Prozesses könnte die 
Wirtschaftlichkeit der Aufrechnung gesteigert 
werden. Die Umsetzung eines automatisier-
ten Aufrechnungsverfahrens ist von einer 
Priorisierung im Beauftragungsverfahren 
abhängig. Die Familienkasse hat ein Interesse 
an einem Prozess, der sie und die Finanzämter 
miteinander verbindet und somit jederzeit 
einen elektronischen Austausch ermöglicht.
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Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Verbesse-
rung des Austauschs zwischen den verschie-
denen Behörden und Ressorts. Das geplante 
Austauschformat zwischen dem BMF, dem 
BMAS, dem BZSt, der Familienkasse und der 
GZD soll Arbeitsschritte optimieren. Dies ist 
besonders relevant im Bereich der Kindergeld-
rückforderungen, wo ein hoher Forderungs-
bestand besteht und Optimierungspotenziale 
identifiziert wurden.

Insgesamt zeigt der Ausblick, dass durch die 
Umsetzung der Empfehlungen und die Nut-
zung moderner Technologien das Forderungs-
management des Bundes effizienter gestaltet 
werden kann. Die kontinuierliche Überprüfung 
und Anpassung der Prozesse sowie die 
Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
Behörden sind entscheidend für den Erfolg 
dieser Maßnahmen.

Der Ausblick auf das Forderungsmanage-
ment des Bundes zeigt vielversprechende 
Entwicklungen, wenn die bestehenden 
Herausforderungen entschlossen angegan-
gen werden. Die 13. Spending Review hat 
wichtige Empfehlungen zur Verbesserung 
des Forderungsmanagements erarbeitet, die 
darauf abzielen, die Einnahmen des Bundes zu 
steigern und den Aufwand für die Bundesver-
waltung zu senken. Ein zentrales Ziel ist die 
Einführung einer einheitlichen Ident-Num-
mer, um die Aufrechnung von Forderungen 
und Verbindlichkeiten zu erleichtern und die 
Vollständigkeit und Aktualität von Schuldner-
stammdaten zu verbessern. Diese Maßnahme 
wird durch die Modernisierung der HaVdB 
unterstützt, die eine automatisierte Zuordnung 
von Forderungen und Verbindlichkeiten 
ermöglichen soll.

Die Bundeskasse führt die Buchführung und 
den Zahlungsverkehr für die Haushaltsmittel 
des Bundes durch. Die im zentralen HKR-Ver-
fahren der Bundeskasse gebuchten Forderun-
gen können bereits aktuell elektronisch über 
Schnittstellen an die Vollstreckungsstellen des 
Zolls übermittelt werden. Nur Forderungen, die 
nicht über die Bundeskasse nach § 34 BHO zu 
buchen sind, sind direkt an die Vollstreckung 
weiterzuleiten. Für diese Anwendungsfälle 
sollen künftig digitale Vollstreckungsanord-
nungen konsequent genutzt werden, um die 
Effizienz und Geschwindigkeit der Vollstre-
ckungsprozesse zu erhöhen.

Die Digitalisierung kann eine entschei-
dende Rolle dabei spielen, die Effizienz des 
Forderungsmanagements zu steigern. Dies setzt 
voraus, dass das Zusammenspiel der Behörden 
untersucht wird, um weitere Effizienzpotentia-
le zu heben oder ggf. die Aufgaben von Behör-
den im Hinblick auf die weitere Digitalisierung 
neu festzulegen.

 12.	Ausblick 
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AG Arbeitsgruppe der 13. Spending Review

AO Abgabenordnung

AO-DV Zoll Dienstvorschrift zur Anwendung der Abgabenordnung im Bereich der 
Zollverwaltung

beWiNr. bundeseinheitliche Wirtschaftsnummer für juristische Personen nach § 2 
Absatz 1 UBRegG

BfArM Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte

BfJ Bundesamt für Justiz

BGebG Bundesgebührengesetz

BHO Bundeshaushaltsordnung

BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales

BMI Bundesministerium des Innern

BMDS Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung

BMF Bundesministerium der Finanzen

BMG Bundesministerium für Gesundheit

BMGBGebV Besondere Gebührenverordnung des Bundesministeriums für Gesundheit für 
die individuell zurechenbaren Leistungen in seinem Zuständigkeitsbereich

BMJV Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz

BMVg Bundesministerium der Verteidigung

BMWE Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

BStBl Bundessteuerblatt

BZSt Bundeszentralamt für Steuern

(Definitionen wie in diesem Abschlussbericht verwendet)

Abkürzungsverzeichnis / Glossar

 13.	Abkürzungsverzeichnis / Glossar
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DAVOS Datenaustausch Vollstreckung ohne Schriftverkehr

EPLF Einnahmeplattform des Bundes (Weiterentwicklung u. a. des ZÜV in den 
HaVdB) 

ERP-Systeme
Enterprise-Resource-Planning-Systeme, zu Deutsch: Unternehmensres-
sourcen-Planungs-System (Eine Softwarelösung, die dabei unterstützt, die 
Ressourcen einer Organisation zu planen.)

EStG Einkommensteuergesetz

EU Europäische Union

GZD Generalzolldirektion

HaVdB Haushaltsverfahren des Bundes (modernisierte Haushaltsverfahren)

HKR-Verfahren Verfahren für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes

Ident-Nummer Identifikations-Nummer

IDNr Identifikationsnummer nach § 5 IDNrG

IDNrG Identifikationsnummerngesetz

IT Informationstechnik

MACH Das von der MACH GmbH bereitgestellte vom BfJ genutzte IT-Verfahren.

PDF Portable Document Format (übertragbares Dokumentenformat)

PEI Paul-Ehrlich-Institut

Richtlinie 2011/85/EU Haushaltsrichtlinie des Rates vom 8. November 2011 über die Anforderungen 
an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten

SEPA Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum

SGB II Zweites Buch Sozialgesetzbuch – Bürgergeld, Grundsicherung für 
Arbeitsuchende

UBRegG Unternehmensbasisdatenregistergesetz

VV-BHO Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsordnung

VV-ZBR BHO Verwaltungsvorschrift für Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung

VwVG Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz

ZRB Zahlungsverkehr und Rechnungswesen des Bundes (Bundeskasse, 
Zentralkasse sowie Systempflege), eine Abteilung der Generalzolldirektion

ZÜV Zahlungsüberwachungsverfahren des Bundes
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